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Menschenrechtspädagogik 

Paul R. Tarmann 

1. Zur Bedeutung von Menschenrechten und Menschenwürde 

Menschenrechte sind Rechte, die jedem Menschen aufgrund seines Menschseins zukommen. Laut K. Hilpert han-

delt es sich hierbei um 

„grundlegende Rechte, die jedem Menschen (also nicht erst, insofern er Mitglied einer bestimmten 

Gemeinschaft ist, über bestimmte Merkmale od. Eigenschaften [Hautfarbe, Geschlecht, religiöse und 

politische Überzeugungen, Alter usw.] verfügt oder weil er bestimmte Leistungen erbringt) zu-

stehen.“ (Hilpert 1993-2001: 120) 

Ihr Anspruch auf Gültigkeit ist universal und dadurch unabhängig von der Verweigerung oder Missachtung dieser 

Anerkennung durch partikuläre Rechtsordnungen. Sie sind anderen Rechtssystemen übergeordnet und allein an 

das Menschsein gebunden, können aber auch Teil solcher Rechtssysteme werden (vgl. ebd.). 

Laut dem Salzburger Verfassungs- und Verwaltungsjuristen Walter Berka „bezeichnen Grund- und Menschen-

rechte (a) fundamentale Rechtspositionen des Menschen, die mit einer gewissen (b) Unverbrüchlichkeit ausge-

stattet und die (c) durchsetzbar sind“ (Berka 2000: 6). Der Unterschied zwischen den Grund- und den Menschen-

rechten ist nicht einfach zu treffen, da beide semantisch eng miteinander verwoben sind. Grundsätzlich kann man 

sagen, dass Menschenrechte jedem Menschen wesensmäßig zukommen. Grundrechte (auch „Staatsbürger-

rechte“ genannt) werden vom jeweiligen Staat gewährt. Manche Grundrechte können aber auch zu Menschen-

rechten werden, wenn der Staat diese Rechte jedem in seinem Einflussgebiet lebenden Menschen einräumt. 

Konzeptionell spricht man von zwei Wurzeln des Menschenrechtsdenkens, einer rechtlich-politischen und einer 

philosophisch-theologischen Wurzel. So gab es einerseits in England um 1215 mit der sogenannten Magna Charta 

Libertatum eine Art Vertrag zur Regelung des Verhältnisses zwischen König und Vasallen und somit die Grundlage 

der englischen Parlaments- und Verfassungsentwicklung (Metzeltin 2000: 93). Dass dem Menschen kraft seines 

Menschseins gewisse Rechte zustehen, wurde in der Habeas-Corpus-Akte in England (1679), der Virginia Bill of 

Rights (1776) und den ersten zehn Amendments der Verfassung von 1789 in den Vereinigten Staaten verankert 

(Schwarke 2003: 265). 

Andererseits dürften laut Hilpert die ideellen Komplexe „wie das biblisch-christliche Theologumenon von der allen 

Menschen kraft Schöpfung verliehenen Gottebenbildlichkeit sowie der stoische Gedanke einer alle Gemein-

schaftszugehörigkeiten überbietenden Weltbürgerschaft“ (Hilpert 1993-2001: 122) wenigstens genauso wichtig 

für die Entstehung der Konzeption der Menschenrechte gewesen sein. 

  



 

 Seite 2 

Menschenrechte werden einerseits als utopisches, unerreichbares ethisches Ziel, andererseits als in der konkreten 

Politik umzusetzendes und einklagbares Gesetz verstanden. Unterschiedliche Auffassungen gibt es auch bezüglich 

der Adressaten dieser Rechte, es stellt sich mit anderen Worten die Frage, wer oder was als Mensch gelten darf, 

bzw. für wen und unter welchen Umständen diese Rechte nicht anzuwenden sind. Es muss allerdings betont wer-

den, dass es sich beim Thema Menschenrechte nicht primär um philosophische, sondern um praktische Probleme 

handelt. Theoretisch kann man sich wohl eher einigen, als im konkreten politischen Handeln. So erkannten z. B. 

die Staaten des ehemaligen Ostblocks die Menschenrechte juristisch durchaus an, die Probleme ergaben sich je-

doch in der oft allzu großzügigen Auslegung und der dadurch nicht ausreichend erfolgenden Umsetzung. Men-

schenrechte werden grundsätzlich mehrdeutig, „schwammig“ formuliert, da ein politisches Programm darzustel-

len versucht wird. Es geht bei Menschenrechten im Allgemeinen nicht um staatliches Recht, das auf juristischem 

Wege einklagbar wäre. Dies könnte wohl daran liegen, dass man versucht, z. B. Schutzfunktionen und Schadens-

ersatz zu umgehen und nicht haftbar gemacht werden zu können. 

Allgemein wird davon ausgegangen, dass Menschenrechte sich aus der Menschenwürde ergeben, wenngleich es 

auch andere, weniger einflussreiche Begründungsversuche gibt. Die Menschenwürde zeichnet sich gewisserma-

ßen durch ihre Undefinierbarkeit aus, da es dafür weder Synonym noch Oberbegriff mit möglicher spezifizierender 

Differenzierung zu geben scheint. Auf negativem, ausschließendem Weg jedoch kann Menschenwürde vom Wert-

begriff abgegrenzt werden. So zeichnen sich Werte durch ihre Relativität aus: Sie können mit anderen Werten in 

Beziehung gesetzt werden. Menschliches Leben aber hat keinen vergleichbaren „Wert“, es ist unzulässig und wi-

derspricht unserem moralischen Empfinden, einen Menschen gegen etwas oder jemanden zu eintauschen. Würde 

ist demnach ein Konzept, das per definitionem jeden (messbaren) Wert übersteigt. I. Kant führt dazu aus: 

„Was einen Preis hat, an dessen Stelle kann auch etwas anderes, als Äquivalent, gesetzt werden; 

was dagegen über allen Preis erhaben ist, mithin kein Äquivalent verstattet, das hat eine Würde.“ 

(Kant 2005a: 68) 

Eng verbunden mit dem Konzept der Menschenwürde ist der Begriff der Personalität des Menschen. Der Mensch 

ist als Person nie allein Mittel zu irgendeinem Zweck, sondern immer auch Selbstzweck, wie Kant hervorhebt (Kant 

2005a: 61 sowie Kant 2005b: 568-570). Unabhängig von Herkunft, Leistung oder jeweiliger Präferenz gelten dieser 

Auffassung zufolge alle Menschen als „Personen“ und zeichnen sich dadurch aus, dass sie eine Würde besitzen. 

Es gibt ganz unterschiedliche Versuche, diese zu begründen. Ob diese nun religiös oder mit Hilfe anderer weltan-

schaulicher Zugänge begründet wird, ist zwar eine rechtsphilosophisch spannende Frage, für die Rechtspraxis so-

wie für das zwischenmenschliche Miteinander hingegen spielen derartige Begründungsfragen keine wesentliche 

Rolle. 

Auch die Relativierung der Universalität von Menschenrechten geschieht mit Hilfe verschiedener Argumente, sie 

ist jedoch oft realpolitisch motiviert. Der Zweifel an der Legitimität von Menschenrechten kann dazu beitragen, 

dass Menschenrechtsverletzungen relativiert oder entschuldigt werden. Trotz ihrer europäischen Herkunft, ihrer 
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konzeptionellen Verwurzelung im westlichen Denken und ihrer historischen Entstehung und Entfaltung im Politik- 

und Wirtschaftssystem des globalen Nordens sind Menschenrechte aus politischen, juristischen und ethischen 

Gründen hochzuhalten und zu verteidigen. Genese und Geltung von Menschenrechten „sind zu unterscheiden 

und dürfen nicht konfundiert werden“ (Dangl / Lindner 2021: 53), darüber hinaus gilt: „Die Menschenrechte sind 

als geschichtliches, unabgeschlossenes Projekt, als work in progress zu thematisieren, das jederzeit politisch schei-

tern kann.“ (Ebd.) 

Die Verantwortung des einzelnen Menschen für das Aufrechterhalten der Menschenrechte betonend, wird immer 

wieder auch von „Menschenpflichten“ gesprochen. Es wird argumentiert, dass es keine Rechte geben könne, 

wenn diese niemand gewährleiste. Dementsprechend haben alle Menschen Rechte, weil auch alle Menschen 

Pflichten haben. K. Lugmayer z. B. bringt diesen Gedanken mit der Gottebenbildlichkeit eines jeden Menschen in 

Verbindung. (Lugmayer 2009: 204; Tarmann 2010: 72 ff.) 

Anderen Zugängen zufolge wird betont, dass Menschenrechte derart grundlegend und schützenswert sind, dass 

keine Pflichten an sie geknüpft werden dürfen. Anders ausgedrückt, kommen Rechte einzelnen Menschen zu, 

während für die Pflichten die Gemeinschaft bzw. der Staat oder das internationale Rechtssystem zu bürgen habe. 

Dementsprechend sind Menschenrechtsverletzungen nicht als private oder persönliche Vergehen zu verstehen, 

vielmehr werden sie von staatlichen Organen bzw. Machtträgern begangen. (Dangl / Lindner 2021: 53) Aus heu-

tiger Perspektive wäre die gleichzeitige Betonung von Rechten und Pflichten politisch wohl nur schwer mehrheits-

fähig. Das Recht auf Arbeit beispielsweise würde Regierungen in marktwirtschaftlich orientierten Staaten in 

Schwierigkeiten bringen. Der Staat müsste in diesem Fall beispielsweise Arbeitssuchenden eine Anstellung garan-

tieren. 

2. Menschenrechtsbildung 

National wie international gibt es immer wieder Menschenrechtsverletzungen zu beklagen, doch auch in kleinem 

Rahmen wie beispielsweise in der Schule wird die Würde von Menschen verletzt. Zwar können Menschen die 

ihnen wesenhaft zukommende Würde nicht verlieren. Dennoch ist es möglich, Mitmenschen nicht dieser Würde 

entsprechend zu behandeln, beispielsweise sie auszubeuten, sie ihrer körperlichen und seelischen Integrität zu 

berauben, es ließen sich unzählige Beispiele dafür nennen, sei es aus dem Alltag oder aus der täglichen Medien-

berichterstattung. 

Daher ist Menschenrechtsbildung in schulischer und hochschulischer Bildung wesentlich, es gilt, 

„dass Menschenrechtsbildung mehr ist als ein bloßes Ansammeln von Wissen über Menschenrechte. 

Im Mittelpunkt des Menschenrechtelernens sollte ein ganzheitlicher Lernprozess stehen, der Zusam-

menhänge begreifbar macht und letztlich dazu führt, dass Wissen handlungsleitend wird.“ (Dangl / 

Lindner 2021: 88) 
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Menschenrechtsbildung berücksichtigt unterschiedliche Bildungsanliegen, es geht um den Doppelcharakter von 

sowohl moralischen als auch politischen Rechten (Lenhart 2006: 85). Einerseits sollen Inhalte und Zusammen-

hänge vermittelt werden, andererseits spielt die emotionale Betroffenheit eine große Rolle, ist sie doch oft aus-

schlaggebend für die Willensbildung und für Handlungsentscheidungen. Menschenrechtsbildung darf aber nicht 

auf emotionale Betroffenheit reduziert werden, da sich diese schlimmstenfalls sogar lähmend auswirkt, statt zum 

Handeln anzuregen. Die Wichtigkeit von Menschenrechtsbildung kann wie folgt begründet werden: 

„Angesichts der Notwendigkeit der Verteidigung und Ermöglichung der Menschenwürde wird Bil-

dung im Sinne von Empowerment-Konzepten und der Befähigung von Menschen, sich sowohl für die 

eigenen wie auch die Rechte der anderen einzusetzen, zu einer zentralen pädagogischen Herausfor-

derung: Wer seine eigenen Rechte kennt, ist auch eher bereit, die Rechte seines Gegenübers anzuer-

kennen.“ (Dangl / Lindner 2021: 67) 

Mit Kohlberg könnte man auch von einer Moralentwicklung sprechen, gemäß der die Lernenden folgende mora-

lische Steigerung der zu realisierenden Unterrichtsprinzipien durchlaufen sollten: 1. „vom Rechtsaspekt der Men-

schenrechte zu ihrem Moralaspekt“, 2. vom „einzelnen (an einem Beispiel festgemachten) konkreten Recht zum 

Begriff der Menschenrechte“ und 3. von den Menschenrechten als Thema zu den Menschenrechten als Wertungs-

grundlage“ (Lenhart 2006: 104). 

Unabhängig davon, ob von „Menschenrechten“ oder von „Menschenpflichten“ gesprochen wird, wesentlich für 

das zwischenmenschliche Zusammenleben und damit Bildungsziel ist eine entsprechende „Haltung“, ein Ethos. 

Traditionell spricht man in diesem Zusammenhang auch von Tugenden, worunter charakterliche, sittliche Fertig-

keiten, Grundkompetenzen verstanden werden. Nicht nur einzelne menschenrechtskonforme Handlungen und 

schon gar nicht bloß kognitive Überzeugungen spielen eine Rolle, sondern verinnerlichte, eingeübte Einstellungen. 

Menschenrechtsbildung ist zwar ein höchst aktuelles und damit relevantes Thema, Grundlage ist aber eine starke 

Verwurzelung in der geistesgeschichtlichen Tradition. Pointiert formuliert könnte eine „antifundamentalistisch 

argumentierende Zivilcourage, die die einzelnen vor die Aufgabe stellt, von der Freiheit, sich eine eigene Meinung 

zu bilden, öffentlich Gebrauch macht“ (Benner 2008: 109), eine Tugend sein, die allgemein akzeptiert werden 

dürfte. Es folgen einige Konsequenzen guter Menschenrechtsbildung: 

 Negativen Erfahrungen scheint eine besondere Kraft innezuwohnen. Daher ist damit päda-

gogisch vorsichtig umzugehen, damit es nicht zu einer „emotionalen Überrumpelung“ von 

Kindern und Jugendlichen kommt. 

 Die Menschenrechtserziehung muss selbst menschenrechtskonform sein. Das gilt nicht nur 

für die Methoden im Unterricht, sondern auch für die Schulstruktur. 

 Demokratisierung von Schule ist eine wichtige Forderung der Menschenrechtspädagogik, 

auch wenn der Geltungsanspruch der Menschenrechte nicht davon abhängt. 
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 Wenn Schule und Unterricht zum Ort werden, an dem Kinder und Jugendliche sich als Men-

schen mit Würde erleben können, ist ein wesentliches Kriterium der Menschenrechtskon-

formität erfüllt. 

 Nicht alles, was philosophisch unzulänglich erscheint, sollte pädagogisch verworfen wer-

den. So könnte beispielsweise auf Grundschulniveau bedürfnisorientierten Begründungen 

der Vorrang vor vernunfttheoretischen eingeräumt werden. 

 Eine Kultivierung der Gefühle, insbesondere die Förderung der Empathie, stellt einen wich-

tigen Beitrag zur Menschenrechtspädagogik dar. (diese Punkte stammen aus: Dangl / Lind-

ner 2021: 54f.) 

Menschenrechte haben eine rechtliche Dimension, eine Werte-Dimension und eine politische Dimension, daraus 

folgt der „Dreiklang der Menschenrechtsbildung“: 

 Lernen über Menschenrechte, 

 Lernen für Menschenrechte und 

 Lernen durch Menschenrechte. 

Daraus ergeben sich für Dangl / Lindner (2021) verschiedene Lernzielebenen, die diese Dimensionen des Lernens 

mit unterschiedlichen Begriffen belegen: 

 Wissen und verstehen (kognitiv) – knowledge; 

 Werte, Haltungen, Einstellungen (affektiv) – values (Bewusstseinsbildung,  

Urteilskompetenz); 

 Kompetenzen, Fähigkeiten und Fertigkeiten (instrumentell) – skills (Handlungskompetenz). 

(vgl. Dangl / Lindner 2021: 90) 

Demnach ist es das Ziel dieser Ebenen, „kognitiv/normative, verantwortlich/emotionale und aktiv/handlungsori-

entierte Inhalte und Methoden zu vermitteln, um ein breites Menschenrechtsbewusstsein zu erlangen und dem-

entsprechend zu handeln“ (Mihr / Rosemann 2004:10, zit. nach Dangl / Lindner 2021: 90). Diese Inhalte bieten als 

Querschnittsmaterie aller Fächer und allgemeine Bildungsziele zahlreiche Anwendungsmöglichkeiten für viele Un-

terrichtsfächer. Um sicherzugehen, dass über Menschenrechte auch tatsächlich unterrichtet wird, empfiehlt sich 

– neben der lehrplanmäßig vorgesehenen Behandlung im Fach Geschichte und politische Bildung – die explizite 

Thematisierung in der Fachgruppe Psychologie/Philosophie, Ethik und Religion, sowie die stärkere Berücksichti-

gung in der hochschulischen und universitären Ausbildung. 

  



 

 Seite 6 

3. Menschenrechtspädagogik an der KPH Wien/Krems 

Die KPH Wien/Krems kann auf eine reiche, international anerkannte Arbeit im Bereich der Menschenrechtspäda-

gogik verweisen (vgl. Pirner 2017). Es gab und gibt immer wieder Forschungsinitiativen sowie thematisch angren-

zende Aktivitäten, die durch das damalige Kompetenzzentrum unterstützt wurden. Auch aktuell spielt Menschen-

rechtsbildung an der KPH Wien/Krems eine wichtige Rolle in der Ausbildung, es werden Forschungsprojekte, der 

Ausbau der Öffentlichkeitsarbeit („Third Mission“) sowie Fort- und Weiterbildungsangebote vorbereitet und ge-

plant. Es wurde eine Fachstelle für Menschenrechtspädagogik gegründet, um alle Agenden zu diesem Thema zu 

koordinieren und hochschulintern wie auch nach außen zu vertreten. Bestehende Ressourcen und Kooperationen 

sollen vermehrt genützt werden, auch der Status der KPH Wien/Krems als UNESCO-Hochschule seit 2023 kommt 

diesem Anliegen entgegen. 

Darüber hinaus bleibt die KPH Wien/Krems auch weiterhin gefordert, sich entsprechend zu positionieren, Ange-

bote für Lehrende, Studierende und eine interessierte Öffentlichkeit zu schaffen und sich den jeweiligen Aufgaben 

und Herausforderungen zu stellen. Neben konkreter hochschulischer Lehr- und Forschungstätigkeit gilt es auch, 

zu aktuellen Problemen Stellung zu nehmen und sich im Bereich der Menschenrechte in aktuelle Diskurse einzu-

bringen. Menschenrechtsbildung bedeutet daher auch, einer zunehmend verunsicherten Gesellschaft Orientie-

rung anzubieten in einer Zeit, wo Menschenrechtsverletzungen immer mehr zuzunehmen scheinen und die 

Würde des Menschen vielerorts missachtet wird. 
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